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D12 430691-1/2012/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Auttrit als Vorsitzenden und den Richter Dr. Dajani als Beisitzer tber
die Beschwerde der XXXX StA. Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.10.2012, FZ.
1207.346-BAS, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Auttrit als
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Vorsitzenden und den Richter Dr. Dajani als Beisitzer Uber die Beschwerde der romisch 40 StA. Russische Foderation,
gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 25.10.2012, FZ. 1207.346-BAS, in nichtdffentlicher Sitzung zu Recht
erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekdampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemalR8 66 Abs. 2 AVG
zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurlckverwiesen.In
Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemal Paragraph 66,
Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt

zuruckverwiesen.

Text

Entscheidungsgrinde:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

Die Beschwerdefihrerin, eine Staatsangehdrige der Russischen Foderation und Angehorige der tschetschenischen
Volksgruppe, reiste am 16.6.2012 gemeinsam mit ihrem Ehemann (Beschwerdeflhrer zu D12 430690-1/2012) illegal in
das osterreichische Bundesgebiet ein und stellte am selben Tag einen Antrag auf internationalen Schutz.

Bei der niederschriftlichen Erstbefragung durch ein Organ des LPK Oberdsterreich, EAST West am 18.6.2012 gab die
Beschwerdefiihrerin im Beisein eines geeigneten Dolmetschers fur die russische Sprache an, dass sie ihre Heimat mit
einem PKW von Gudermes in die Ukraine verlassen habe, von dort sei sie in einen anderen PKW gestiegen und Uber
die Slowakei nach Osterreich gekommen.

Zu ihren Fluchtgrunden befragt fuhrte die Beschwerdeflhrerin aus, ihr Mann habe in Russland bzw. seinen
Militardienst nicht machen wollen. Sie befiirchte, dass der Mann getdtet werden wirde.

Nach Zulassung des Verfahrens wurde die Beschwerdefihrerin am 2.10.2012 vom zur Entscheidung berufenen
Organwalter des Bundesasylamtes, AuRenstelle Salzburg, im Beisein eines geeigneten Dolmetschers fur die russische
Sprache niederschriftlich einvernommen und bestétigte zundchst, dass sie gesund sei. Sie habe - so die
BeschwerdefUhrerin - im Rahmen der Erstbefragung alles angegeben und zudem die Wahrheit gesagt. Vor der Ausreise
habe sie als Naherin gearbeitet.

Sie (die Beschwerdefuhrerin) habe bei der Asylantragstellung erklart, keine eigenen Ausreisegrinde oder
Ruckkehrbeflurchtungen zu haben, woraufhin die Beschwerdefiihrerin diesen Vorhalt bestatigte und dazu ausfihrte,
dass sie nur deshalb ausgereist sei, weil ihr Ehegatte ausgereist sei.

Das Bundesasylamt wies den Antrag auf internationalen Schutz der Beschwerdefihrerin mit Bescheid vom 25.10.2012,
FZ. 1207.346-BAS, bezuglich der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten gemal § 3 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z 13
AsylG 2005, BGBI. | 100/2005 idgF, (Spruchpunkt I.) und in Spruchpunkt Il. gemaf § 8 Abs. 1 iVm§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG
bezlglich der Zuerkennung des Status der subsididar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische
Foderation ab und wies die Beschwerdefiihrerin gemali § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet
in die Russische Foderation aus (Spruchpunkt Ill.).Das Bundesasylamt wies den Antrag auf internationalen Schutz der
Beschwerdefiihrerin mit Bescheid vom 25.10.2012, FZ. 1207.346-BAS, bezlglich der Zuerkennung des Status der
Asylberechtigten gemal Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005,
Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, idgF, (Spruchpunkt rémisch eins.) und in Spruchpunkt rémisch zwei. gemaf
Paragraph 8, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG bezliglich der Zuerkennung des
Status der subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Fdderation ab und wies die
Beschwerdefiihrerin gemald Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet in die
Russische Foderation aus (Spruchpunkt romisch drei.).

In seiner Begrindung traf das Bundesasylamt umfangreiche Landerfeststellungen zur Lage in der Russischen
Foderation und stellte die Identitat sowie die russische Staatsangehorigkeit der Beschwerdefiihrerin fest. Zudem stellte
die belangte Behorde zu den Grinden fur das Verlassen des Herkunftslandes fest, dass die Beschwerdeflhrerin keine
eigenen Verfolgungsgrinde geltend gemacht habe. Die geltend gemachten Verfolgungsgriinde ihres Gatten seien
nicht glaubhaft gewesen, der Asylantrag des Ehegatten sei gleichzeitig im Familienverfahren abgewiesen worden.
Zudem habe sich die Beschwerdeflhrerin nach dem Verlassen ihres Herkunftslandes bereits in mehreren anderen
Staaten in Sicherheit befunden und dort keinen Asylantrag gestellt oder weiteren Aufenthalt gesucht.
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Beweiswurdigend wurde hinsichtlich der vorgebrachten Fluchtgriinde kurz zusammengefasst festgehalten, dass sie ihr
Vorbringen ausschliel3lich auf die Ausreisegriinde ihres Gatten gestltzt habe und keine eigenen davon unabhangigen
Ausreisegriinde geltend gemacht habe. lhr Ehegatte wiederum habe sein Vorbringen auf eine Einberufung zum
Militardienst gestutzt, welche er nicht glaubhaft darlegen habe kénnen.

Rechtlich folgerte das Bundesasylamt daraus, dass weder die Beschwerdeflihrerin noch ihr Ehegatte im Zuge einer
ganzheitlichen Wardigung ihres individuellen Vorbringens weder personlich glaubwirdig noch ihre Angaben
konsistent, plausibel nachvollziehbar oder widerspruchsfrei gewesen seien, sodass der Antrag auf internationalen
Schutz aufgrund des Fehlens der Fluchtlingseigenschaft abzuweisen gewesen sei. Eine refoulement-relevante
Gefahrdung sei nicht gegeben, sie verfiige im Herkunftsstaat Gber Familienangehérige. Die Ausweisung erfolge im
Uberwiegenden 6ffentlichen Interesse.

II. Der Asylgerichtshof hat dazu erwogenrémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat dazu erwogen:

I1.1. GemalRR § 61 AsylG 2005 i.d.g.F. entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten Uber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes, soweit nicht etwas anderes in § 61 Abs. 3 AsylG vorgesehen istromisch zwei.1. GemaR Paragraph
61, AsylG 2005 i.d.g.F. entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten Uber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes, soweit nicht etwas anderes in Paragraph 61, Absatz 3, AsylG vorgesehen ist.

GemalR § 23 AsylGHG sind - soweit sich aus dem B-VG, dem AsylG und dem VwGG nicht anderes ergibt - auf das
Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG mit der MaRgabe sinngemal anzuwenden, dass an die
Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemal3 Paragraph 23, AsylGHG sind - soweit sich aus dem
B-VG, dem AsylG und dem VwGG nicht anderes ergibt - auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen
des AVG mit der MalRgabe sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde"
tritt.

Gemal § 66 Abs. 2 AVG kann die Berufungsbehdrde, da der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfihrung oder Wiederholung einer muindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen
Bescheid beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine
im Instanzenzug untergeordnete Behodrde zurlickverweisen.Gemdf3 Paragraph 66, Absatz 2, AVG kann die
Berufungsbehorde, da der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfiihrung oder Wiederholung
einer mundlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, den angefochtenen Bescheid beheben und die Angelegenheit
zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behdérde

zurlickverweisen.

Gemall Abs. 3 leg. cit. kann die Berufungsbehtrde jedoch die mindliche Verhandlung und unmittelbare
Beweisaufnahme auch selbst durchfihren, wenn hiemit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.Gemal
Absatz 3, leg. cit. kann die Berufungsbehodrde jedoch die mundliche Verhandlung und unmittelbare Beweisaufnahme

auch selbst durchfiihren, wenn hiemit eine Ersparnis an Zeit und Kosten verbunden ist.

Bezliglich der Anwendbarkeit des8 66 Abs. 2 AVG (auBerhalb des abgekirzten Berufungsverfahrens) hat der
Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI. 2002/20/0315, zum Verfahren vor dem Unabhangigen
Bundesasylsenat, ausgefuhrt, dass der Spielraum dafir - im Vergleich zu sonstigen Berufungsverfahren nach dem AVG
- bei einem unabhangigen Verwaltungssenat eher geringer und jedenfalls nicht grofRer sei. Eine generelle
Unzulassigkeit der Anwendung des 8 66 Abs. 2 AVG wurde damit nicht zum Ausdruck gebracht. Weiters wird darin
ausgefuhrt, dass die Berufungsbehorde eine kassatorische Entscheidung nicht bei jeder Erganzungsbedurftigkeit des
Sachverhalts, sondern nur dann treffen darf, wenn der ihr vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die
Durchfuhrung oder Wiederholung einer mindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint. Die Berufungsbehdérde hat
dabei zundchst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob angesichts der Erganzungsbedurftigkeit des ihr
vorliegenden Sachverhaltes die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung als "unvermeidlich erscheint". Fur die
Frage der Unvermeidlichkeit einer mundlichen Verhandlung im Sinne des 8 66 Abs. 2 AVG ist es aber unerheblich, ob
eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine Vernehmung erforderlich ist (vgl. etwa das Erkenntnis vom
14.03.2001, ZI.2000/08/0200; zum Begriff "mindliche Verhandlung" im Sinne des§8 66 Abs. 2 AVG siehe auch
Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI.2000/20/0084).Bezliglich der Anwendbarkeit des Paragraph 66, Absatz 2, AVG
(auBerhalb des abgeklrzten Berufungsverfahrens) hat der Verwaltungsgerichtshof im Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI.
2002/20/0315, zum Verfahren vor dem Unabhangigen Bundesasylsenat, ausgefihrt, dass der Spielraum dafir - im
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Vergleich zu sonstigen Berufungsverfahren nach dem AVG - bei einem unabhdngigen Verwaltungssenat eher geringer
und jedenfalls nicht groRer sei. Eine generelle Unzulassigkeit der Anwendung des Paragraph 66, Absatz 2, AVG wurde
damit nicht zum Ausdruck gebracht. Weiters wird darin ausgefuhrt, dass die Berufungsbehorde eine kassatorische
Entscheidung nicht bei jeder Erganzungsbedurftigkeit des Sachverhalts, sondern nur dann treffen darf, wenn der ihr
vorliegende Sachverhalt so mangelhaft ist, dass die Durchfihrung oder Wiederholung einer mundlichen Verhandlung
unvermeidlich erscheint. Die Berufungsbehdrde hat dabei zunachst in rechtlicher Gebundenheit zu beurteilen, ob
angesichts der Erganzungsbedurftigkeit des ihr vorliegenden Sachverhaltes die Durchfihrung einer mundlichen
Verhandlung als "unvermeidlich erscheint". Fir die Frage der Unvermeidlichkeit einer mindlichen Verhandlung im
Sinne des Paragraph 66, Absatz 2, AVG ist es aber unerheblich, ob eine kontradiktorische Verhandlung oder nur eine
Vernehmung erforderlich ist vergleiche etwa das Erkenntnis vom 14.03.2001, ZI. 2000/08/0200; zum Begriff "mundliche
Verhandlung" im Sinne des Paragraph 66, Absatz 2, AVG siehe auch Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI. 2000/20/0084).

Bezlglich der GesetzmaRigkeit der Ermessensausibung im Sinne des8 66 Abs. 2 AVG hat der VwGH ausgefiihrt, dass
der Gesetzgeber in Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch die Gerichtshofe
des offentlichen Rechts) eingerichtet hat, wobei dem Unabhdngigen Bundesasylsenat die Rolle einer "obersten
Berufungsbehorde" zukommt (Art. 129c Abs. 1 B-VG). In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt den
gesamten fur die Entscheidung Uber den Asylantrag relevanten Sachverhalt zu ermitteln, und es ist gemaR 8 27 Abs. 1
AsylG grundsatzlich verpflichtet, den Asylwerber dazu persénlich zu vernehmen. Diese Anordnungen des Gesetzgebers
wirden aber unterlaufen, wenn es wegen des Unterbleibens eines Ermittlungsverfahrens in erster Instanz zu einer
Verlagerung nahezu des gesamten Verfahrens vor die Berufungsbehorde kame und die Einrichtung von zwei
Entscheidungsinstanzen damit zur blolRen Formsache wirde. Es ist nicht im Sinne des Gesetzgebers, wenn die
Berufungsbehorde, statt ihre "umfassende" Kontrollbefugnis wahrnehmen zu kdnnen, jene Behérde ist, die erstmals
den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ermittelt und einer Beurteilung unterzieht (vgl. VwGH vom 21.11.2002, ZI.
2002/20/0315; VWGH vom 12.12.2002, ZI.2000/20/0236 sowie VwWGH vom 21.11.2002, ZI.2000/20/0020).Bezlglich der
GesetzmaRigkeit der Ermessensausibung im Sinne des Paragraph 66, Absatz 2, AVG hat der VwGH ausgefihrt, dass
der Gesetzgeber in Asylsachen ein zweiinstanzliches Verfahren (mit nachgeordneter Kontrolle durch die Gerichtshofe
des offentlichen Rechts) eingerichtet hat, wobei dem Unabhdngigen Bundesasylsenat die Rolle einer "obersten
Berufungsbehorde" zukommt (Artikel 129 ¢, Absatz eins, B-VG). In diesem Verfahren hat bereits das Bundesasylamt
den gesamten fur die Entscheidung Uber den Asylantrag relevanten Sachverhalt zu ermitteln, und es ist gemal
Paragraph 27, Absatz eins, AsylG grundsatzlich verpflichtet, den Asylwerber dazu personlich zu vernehmen. Diese
Anordnungen des Gesetzgebers wurden aber unterlaufen, wenn es wegen des Unterbleibens eines
Ermittlungsverfahrens in erster Instanz zu einer Verlagerung nahezu des gesamten Verfahrens vor die
Berufungsbehorde kdme und die Einrichtung von zwei Entscheidungsinstanzen damit zur bloRen Formsache wdarde. Es
ist nicht im Sinne des Gesetzgebers, wenn die Berufungsbehorde, statt ihre "umfassende" Kontrollbefugnis
wahrnehmen zu kénnen, jene Behdrde ist, die erstmals den entscheidungswesentlichen Sachverhalt ermittelt und
einer Beurteilung unterzieht vergleiche VwWGH vom 21.11.2002, ZI.2002/20/0315; VwGH vom 12.12.2002, ZI.
2000/20/0236 sowie VWGH vom 21.11.2002, ZI.2000/20/0020).

Dieser Gesichtspunkt ist nach Auffassung des Verwaltungsgerichtshofes - freilich immer unter ausreichender
Bedachtnahme auf das Interesse der Partei an einer raschen Erledigung des Asylverfahrens - bei der
Ermessensausibung nach § 66 Abs. 2 und 3 AVG auch einzubeziehen. Unter dem Blickwinkel einer Kostenersparnis far
die Partei ist dabei vor allem auch zu beachten, dass die Vernehmung vor dem Bundesasylamt dezentral durch die
AuBenstellen in den Bundeslandern erfolgt, wahrend der Unabhangige Bundesasylsenat - anders als bei den
unabhangigen Verwaltungssenaten in den Landern, fur die vergleichbares auf Landesebene gilt - als zentrale
Bundesbehorde in Wien eingerichtet ist (vgl. VWGH vom 21.11.2002, ZI. 2000/20/0084).Dieser Gesichtspunkt ist nach
Auffassung des Verwaltungsgerichtshofes - freilich immer unter ausreichender Bedachtnahme auf das Interesse der
Partei an einer raschen Erledigung des Asylverfahrens - bei der Ermessensausiubung nach Paragraph 66, Absatz 2 und
3 AVG auch einzubeziehen. Unter dem Blickwinkel einer Kostenersparnis fur die Partei ist dabei vor allem auch zu
beachten, dass die Vernehmung vor dem Bundesasylamt dezentral durch die AuBenstellen in den Bundeslandern
erfolgt, wahrend der Unabhangige Bundesasylsenat - anders als bei den unabhangigen Verwaltungssenaten in den
Landern, fur die vergleichbares auf Landesebene gilt - als zentrale Bundesbehdrde in Wien eingerichtet ist vergleiche
VwWGH vom 21.11.2002, ZI. 2000/20/0084).
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Bei der Abwagung der fiir und gegen eine Entscheidung gemal38 66 Abs. 2 AVG sprechenden Gesichtspunkte muss
namlich auch berucksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur moéglichst kurz sein soll. Zur Sicherung seiner
Qualitat hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zum Unabhadngigen Bundesasylsenat und somit zu
einer gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhdangigen Instanz als besonderem Garanten eines fairen
Asylverfahrens fuhrt (vgl. VWGH vom 16.04.2002, ZI. 99/20/0430). Die dem Unabhangigen Bundesasylsenat in dieser
Funktion schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer "obersten Berufungsbehdrde" (Art. 129¢ Abs. 1 B-VG)
wird aber ausgehohlt und die Einrdumung eines Instanzenzuges zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das
Asylverfahren einem erstinstanzlichen Verfahren vor der Berufungsbehdrde nahert, weil es das Bundesasylamt
ablehnt, auf das Vorbringen des Asylwerbers sachgerecht einzugehen (vgl. VwGH vom 21.11.2002, ZI.
2000/20/0020).Bei der Abwagung der fiur und gegen eine Entscheidung gemdl3 Paragraph 66, Absatz 2, AVG
sprechenden Gesichtspunkte muss namlich auch berticksichtigt werden, dass das Asylverfahren nicht nur moéglichst
kurz sein soll. Zur Sicherung seiner Qualitdt hat der Gesetzgeber einen Instanzenzug vorgesehen, der zum
Unabhangigen Bundesasylsenat und somit zu einer gerichtsahnlichen, unparteilichen und unabhangigen Instanz als
besonderem Garanten eines fairen Asylverfahrens flhrt vergleiche VwGH vom 16.04.2002, ZI. 99/20/0430). Die dem
Unabhangigen Bundesasylsenat in dieser Funktion schon nach der Verfassung zukommende Rolle einer "obersten
Berufungsbehorde" (Artikel 129 ¢, Absatz eins, B-VG) wird aber ausgehohlt und die Einrdumung eines Instanzenzuges
zur bloBen Formsache degradiert, wenn sich das Asylverfahren einem erstinstanzlichen Verfahren vor der
Berufungsbehdrde nahert, weil es das Bundesasylamt ablehnt, auf das Vorbringen des Asylwerbers sachgerecht
einzugehen vergleiche VwGH vom 21.11.2002, ZI. 2000/20/0020).

Aktuell hat der Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 17.3.2009, ZI.2008/19/0042, zur Ermessensibung iSd8 66
Abs. 2 AVG durch den Unabhangigen Bundesasylsenat erneut auf das Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI.2002/20/0315,
verwiesen und dazu ausgefuhrt:Aktuell hat der Verwaltungsgerichtshof mit Erkenntnis vom 17.3.2009, ZI.
2008/19/0042, zur Ermessensibung iSd Paragraph 66, Absatz 2, AVG durch den Unabhdngigen Bundesasylsenat
erneut auf das Erkenntnis vom 21.11.2002, ZI. 2002/20/0315, verwiesen und dazu ausgefuhrt:

"Hat die Rechtsmittelbehorde festgestellt, dass die von§ 66 Abs. 2 AVG geforderten Voraussetzungen zutreffen, so
liegt es gemal 8 66 Abs. 2 iVm Abs. 3 AVG in ihrem Ermessen, entweder von der Ermdachtigung zur Zuriickverweisung
Gebrauch zu machen und eine kassatorische Entscheidung zu treffen oder die mundliche Verhandlung selbst
durchzufthren und in der Sache zu entscheiden (vgl. Hengstschlager/Leeb, AVG § 66 Rz 19 mit Hinweisen auf die hg.
Judikatur). (...)."Hat die Rechtsmittelbehérde festgestellt, dass die von Paragraph 66, Absatz 2, AVG geforderten
Voraussetzungen zutreffen, so liegt es gemal Paragraph 66, Absatz 2, in Verbindung mit Absatz 3, AVG in ihrem
Ermessen, entweder von der Ermdachtigung zur Zurlckverweisung Gebrauch zu machen und eine kassatorische
Entscheidung zu treffen oder die mindliche Verhandlung selbst durchzufiihren und in der Sache zu entscheiden
vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG Paragraph 66, Rz 19 mit Hinweisen auf die hg. Judikatur). (...).

Die Ermessungsentscheidung unterliegt im verwaltungsgerichtlichen Verfahren nur einer eingeschrankten
Uberprifung. So liegt im Bereich des verwaltungsbehérdlichen Ermessens Rechtswidrigkeit nur dann vor, wenn die
Behdrde von diesem Ermessen nicht im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht hat (vgl. dazu etwa Mayer, B-VG, 4.
Aufl., Art. 130 11.1.). Dabei obliegt es der Behérde in der Begriindung ihres Bescheides die fur die Ermessensausiibung
maflgebenden Umstande und Erwadgungen insoweit aufzuzeigen, als dies fur die Rechtsverfolgung durch die Parteien
des Verwaltungsverfahrens und fiir die Nachpriifbarkeit des Ermessensaktes in Richtung auf seine Ubereinstimmung
mit dem Sinn des Gesetzes erforderlich ist (vgl. etwa das hg. Erkenntnis des verstarkten Senates vom 25.3.1980,
3273/78, VwSlg. 10.077A/1980)."Die Ermessungsentscheidung unterliegt im verwaltungsgerichtlichen Verfahren nur
einer eingeschrankten Uberpriifung. So liegt im Bereich des verwaltungsbehérdlichen Ermessens Rechtswidrigkeit nur
dann vor, wenn die Behdrde von diesem Ermessen nicht im Sinne des Gesetzes Gebrauch gemacht hat vergleiche dazu
etwa Mayer, B-VG, 4. Aufl.,, Artikel 130, romisch zwei.1.). Dabei obliegt es der Behorde in der Begrindung ihres
Bescheides die fiir die Ermessensaustibung mallgebenden Umstdnde und Erwagungen insoweit aufzuzeigen, als dies
fir die Rechtsverfolgung durch die Parteien des Verwaltungsverfahrens und flur die Nachpriufbarkeit des
Ermessensaktes in Richtung auf seine Ubereinstimmung mit dem Sinn des Gesetzes erforderlich ist vergleiche etwa
das hg. Erkenntnis des verstarkten Senates vom 25.3.1980, 3273/78, VwSlg. 10.077A/1980)."

Der Verfassungsgesetzgeber hat nunmehr den Unabhangigen Bundesasylsenat durch den Asylgerichtshof als
nachprifendes gerichtsférmiges Kontrollorgan mit umfassender Kontrollbefugnis ersetzt. Bereits aufgrund der
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genannten Bestimmungen des B-VG und der in ihnen erkennbar vom Verfassungsgesetzgeber vorgesehenen
Kontinuitat ergibt sich, dass der Asylgerichtshof die Funktion des Unabhangigen Bundesasylsenates vollstandig
Ubernimmt. Die oben genannten Kriterien, die der Verwaltungsgerichtshof fir die Anwendung des § 66 Abs. 2 AVG im
Asylverfahren aufgestellt hat, mussen sohin auch fir das vor dem Asylgerichtshof zu fuhrende Verfahren gelten,
welcher als Nachfolger des Unabhangigen Bundesasylsenat Uber Bescheide der Verwaltungsbehdrden in Asylsachen
erkennt und somit eine Uberprifende Funktion wahrnimmt. Auch fur das Verfahren vor dem Asylgerichtshof bleibt
sohin festzuhalten, dass die Funktion des Asylgerichtshofes als Kontrollorgan ausgehdhlt wirde und die Einrichtung
des nunmehr vorgesehenen Verfahrenszuges an den Asylgerichtshof zur Formsache wirde, wenn das notwendige
Ermittlungsverfahren vollstdndig vor den Asylgerichthof verlagert wirde.Der Verfassungsgesetzgeber hat nunmehr
den Unabhéangigen Bundesasylsenat durch den Asylgerichtshof als nachprifendes gerichtsformiges Kontrollorgan mit
umfassender Kontrollbefugnis ersetzt. Bereits aufgrund der genannten Bestimmungen des B-VG und der in ihnen
erkennbar vom Verfassungsgesetzgeber vorgesehenen Kontinuitat ergibt sich, dass der Asylgerichtshof die Funktion
des Unabhangigen Bundesasylsenates vollstandig uUbernimmt. Die oben genannten Kriterien, die der
Verwaltungsgerichtshof fir die Anwendung des Paragraph 66, Absatz 2, AVG im Asylverfahren aufgestellt hat, missen
sohin auch fir das vor dem Asylgerichtshof zu fihrende Verfahren gelten, welcher als Nachfolger des Unabhangigen
Bundesasylsenat Uber Bescheide der Verwaltungsbehdrden in Asylsachen erkennt und somit eine Uberprifende
Funktion wahrnimmt. Auch fiir das Verfahren vor dem Asylgerichtshof bleibt sohin festzuhalten, dass die Funktion des
Asylgerichtshofes als Kontrollorgan ausgehohlt wirde und die Einrichtung des nunmehr vorgesehenen
Verfahrenszuges an den Asylgerichtshof zur Formsache wirde, wenn das notwendige Ermittlungsverfahren vollstandig
vor den Asylgerichthof verlagert wirde.

Da die BeschwerdefUhrerin im gesamten Verfahren keine eigenen Fluchtgriinde vorbrachte, sondern sich auf die
Fluchtgriinde des Ehemannes stitzte, die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz durch das
Bundesasylamt mit derselben Begriindung erfolgte wie die Abweisung des Antrages des Ehemannes zur FZ. 12 07.345-
BAS, und der Beschwerde des Ehemannes der Beschwerdeflhrerin insofern stattgegeben wurde, dass mit Erkenntnis
des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, GZ. D12 430690-1/2012/3E, die Angelegenheit gemaR § 66 Abs. 2 AVG zur
neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt zurlickverwiesen wurde, war
im Sinne des & 34 AsylG 2005 (Familienverfahren) dem gegenstandlichen erstinstanzlichen Bescheid die rechtliche
Grundlage entzogen. Um die von § 34 Abs. 4 AsylG geforderte einheitliche Entscheidung hinsichtlich samtlicher
Familienangehoriger sicherzustellen, war daher auch der vorliegende Bescheid gemal3 § 66 Abs. 2 AVG (iVm 8§ 34 Abs. 4
AsylG) zu beheben.Da die Beschwerdefliihrerin im gesamten Verfahren keine eigenen Fluchtgrinde vorbrachte,
sondern sich auf die Fluchtgriinde des Ehemannes stltzte, die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz
durch das Bundesasylamt mit derselben Begriindung erfolgte wie die Abweisung des Antrages des Ehemannes zur FZ.
12 07.345-BAS, und der Beschwerde des Ehemannes der BeschwerdefUhrerin insofern stattgegeben wurde, dass mit
Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, GZ. D12 430690-1/2012/3E, die Angelegenheit gemal3 Paragraph
66, Absatz 2, AVG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesasylamt
zurlickverwiesen wurde, war im Sinne des Paragraph 34, AsylG 2005 (Familienverfahren) dem gegenstandlichen
erstinstanzlichen Bescheid die rechtliche Grundlage entzogen. Um die von Paragraph 34, Absatz 4, AsylG geforderte
einheitliche Entscheidung hinsichtlich samtlicher Familienangehoriger sicherzustellen, war daher auch der vorliegende
Bescheid gemal Paragraph 66, Absatz 2, AVG in Verbindung mit Paragraph 34, Absatz 4, AsylG) zu beheben.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
Schlagworte

Familienverfahren, Kassation
Zuletzt aktualisiert am

16.05.2013

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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